
  1 von 2 

 

166 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVI. GP 

 

Bericht 

des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 

über die Regierungsvorlage (138 der Beilagen): Bundesgesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Pflanzen vor Pflanzenschädlingen (Pflanzenschutzgesetz 2018)  

Die Europäische Union hat folgende Verordnungen erlassen: 

Die Verordnung (EU) 2016/2031 über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen sowie die 
Verordnung (EU) 2017/625 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur 
Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über 
Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel. 

Die Pflanzengesundheit ist für die Pflanzenerzeugung, für Wälder, natürliche Flächen wie auch 
Kulturflächen, für Ökosysteme und die biologische Vielfalt von großer Bedeutung. 

Aufgrund des globalisierten Handels sowie des Klimawandels besteht in immer höherem Ausmaß die 
Gefahr, dass gefährliche Pflanzenschädlinge eingeführt und weiter verbreitet werden. 

Daher sollen mit der Verordnung (EU) 2016/2031 entsprechende Regelungen hinsichtlich der Einfuhr aus 
Drittländern sowie hinsichtlich der Verhinderung der Ausbreitung von Pflanzenschädlingen im 
Gemeinsamen Markt vorgesehen werden. Entsprechende Maßnahmen sind auch für den Fall vorgesehen, 
dass sich Pflanzenschädlinge bereits in einem bestimmten Gebiet ausgebreitet haben. 

Mit der Verordnung (EU) 2017/625 wird ein einheitlicher Rechtsrahmen für amtliche Kontrollen in den 
genannten Bereichen geschaffen, wie er bisher nur im Bereich der Lebens- und Futtermittelkontrolle in 
einem gewissen Ausmaß bestanden hat. Das in den einzelnen Rechtsvorschriften festgelegte hohe 
Schutzniveau für die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen soll durch ein einheitliches und 
effizientes Kontrollsystem sichergestellt werden. 

Die Kompetenz zur Erlassung der Vorschriften gründet sich auf folgende Bestimmungen im B-VG: 

Art. 10 Abs. 1 Z 2 (Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland), Art. 10 Abs. 1 Z 10 (Forstwesen) sowie 
Art. 12 Abs. 1 Z 4 (Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge). 
 

Der Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 30. Mai 2018 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter 
Abgeordneten Ing. Klaus Lindinger, BSc, die Abgeordneten Dipl.-Ing. (FH) Martha Bißmann, 
Peter Schmiedlechner, Dipl.-Ing. Karin Doppelbauer, Cornelia Ecker, Mag. (FH) Maximilian 
Unterrainer, Erwin Preiner, Ing. Markus Vogl und Dipl.-Ing. Nikolaus Berlakovich sowie die 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus Elisabeth Köstinger und der Ausschussobmann 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Georg Strasser. 

Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 
  

www.parlament.gv.at



2 von 2 166 der Beilagen XXVI. GP - Ausschussbericht NR - Berichterstattung 

 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (138 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 2018 05 30 

 Ing. Klaus Lindinger, BSc Dipl.-Ing. Georg Strasser 

 Berichterstatter Obmann 
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